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Hintergrund 

Seit den 70er-Jahren des 20. Jahrhunderts wurde die Bekämpfung des Terrorismus wesentlich vorangetrieben. 
Dabei wirkten die Anschläge vom 11. September 2001 für die EU-Politik zur Terrorismusbekämpfung wie ein 
Katalysator. In der Folge wurde das Handeln der EU in diesem Bereich kontinuierlich auf neue Prioritäten 
ausgeweitet, um den wachsenden terroristischen Bedrohungen entgegenzutreten. Im Jahr 2013 wurden bei 
dem Versuch, einen Katalog der EU-Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung zu erstellen, im Rahmen des 
Forschungsprojekts SECILE 239 Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus identifiziert, die ab dem Herbst 
2001 bis zum Sommer 2013 angenommen wurden und von denen 88 „rechtsverbindlich“ waren.2 Die 
Forschenden wiesen darauf hin, dass eine systematische, partizipative, evaluierende Überprüfung der EU-
Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung fehlt, wodurch ihre Legitimität beeinträchtigt ist und es gleichzeitig 

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache: 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/730581/IPOL_STU(2022)730581_EN.pdf 
2 Voronova, S.: Understanding EU counter-terrorism policy. Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments, PE 659.446, 2021; 
Hayes, B., und Jones, C.: Securing Europe through Counter-Terrorism: Impact, Legitimacy and Effectiveness (SECILE). Catalogue of EU 
Counter-Terrorism Measures Adopted since 11 September 2001, 2013. 

In dieser Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments auf Ersuchen des LIBE-Ausschusses in Auftrag gegeben wurde, sollen 
Hintergrundinformationen und politische Empfehlungen zu den Auswirkungen und zur Wirksamkeit der 
Strategien, Maßnahmen und Instrumente der EU zur Terrorismusbekämpfung zur Verfügung gestellt 
werden. Neben der Darstellung der Entwicklung der politischen Architektur der EU-
Terrorismusbekämpfung werden in dieser Studie die Auswirkungen und die Wirksamkeit der EU-Politik 
zur Terrorismusbekämpfung ausgehend von zentralen Politikbereichen bewertet. Auf der Grundlage 
dieser Darstellung und der Untersuchung der in dieser Studie behandelten Bereiche hat das 
Forschungsteam Empfehlungen gegeben, die im Zuge künftiger politischer Entwicklungen als 
Informationen herangezogen werden könnten. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/730581/IPOL_STU(2022)730581_EN.pdf
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erschwert wird, ihre Auswirkungen zu verstehen und ihre Wirksamkeit zu bewerten.3 In einer weiteren, vom 
Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE) des Europäischen Parlaments in Auftrag 
gegebenen Studie von 2017 wurde die Unmenge von Teilstrategien, Aktionsplänen und sich zuweilen 
überlagernden Politikbereichen, die Bestandteil der EU-Politik zur Terrorismusbekämpfung sind, im Hinblick 
auf die Kohärenz, Konsistenz und Wirksamkeit als problematisch ausgemacht.4 Auch wenn durch diese 
Feststellungen ersichtlich wird, dass sich durch die EU-Politik zur Terrorismusbekämpfung Herausforderungen 
ergeben, wurden seitdem neue Maßnahmen angenommen. Die EU-Politik zur Terrorismusbekämpfung wird 
unter Beteiligung einer Vielzahl von Akteuren immer stärker in verschiedene Politikbereiche der EU 
eingebunden. Vor diesem Hintergrund ist eine Gesamtbewertung der schrittweisen Ausweitung der dieser 
Politik zugrunde liegenden Instrumente, aber auch ihres heiklen Charakters im Hinblick auf die nationale 
Souveränität sowie ihrer Auswirkungen auf die Grundrechte erforderlich. Zwar muss jede Politik einer 
unabhängigen Bewertung unterzogen werden, im Zusammenhang mit der Bekämpfung des Terrorismus ist 
dies allerdings aufgrund dieses heiklen Charakters und dieser Auswirkungen sowie der relativ intransparenten 
Entwicklung der EU-Politik zur Terrorismusbekämpfung umso notwendiger. 

Ziel  

Durch diese Studie sollen dem Europäischen Parlament Hintergrundinformationen und politische 
Empfehlungen zu den Auswirkungen und zur Wirksamkeit der Strategien, Maßnahmen und Instrumente der 
EU zur Terrorismusbekämpfung zur Verfügung gestellt werden. Mit den Ergebnissen dieser Untersuchung soll 
die Entwicklung politischer Beiträge und Optionen für die künftige Ausrichtung der EU-Politik zur 
Terrorismusbekämpfung unterstützt werden. 

Wichtigste Erkenntnisse 

Von den ersten Seiten an wird in der Studie versucht, die Komplexität der dynamischen Entwicklungen, auf 
denen die EU-Politik zur Terrorismusbekämpfung beruht, hervorzuheben. In diesem Zusammenhang 
wurden verschiedene Faktoren zur Erklärung dieser komplexen Architektur ermittelt. Zunächst muss der 
komplexe institutionelle Rahmen, in dem die EU-Politik zur Terrorismusbekämpfung entwickelt wurde, 
berücksichtigt werden. Darüber hinaus ist zu beachten, dass das Handeln der EU auf diesem Gebiet zwar 
hauptsächlich im Rahmen des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (RFSR) entwickelt wurde, mit 
dem zur Bekämpfung des Terrorismus geförderten bereichsübergreifenden Ansatz jedoch weit über diese 
Politik hinausgegangen wird. Ein zweiter Faktor ist der ereignisgetriebene Charakter der EU-Politik zur 
Terrorismusbekämpfung. Aus der historischen Betrachtung heraus wird deutlich, wie die EU durch die 
tragischen terroristischen Anschläge sowie das Aufkommen der terroristischen Bedrohung immer wieder zum 
Handeln gezwungen wurde, zuweilen in übereilter Weise und ohne umfassende Vision. Das hatte zur Folge, 
dass die im Rahmen der EU-Politik zur Terrorismusbekämpfung behandelten Angelegenheiten allmählich auf 
neue Prioritäten ausgeweitet wurden, wodurch es schwierig wurde, den Anwendungsbereich dieser Politik 
abzugrenzen und sie gleichzeitig vollständig zu bewerten.  

Eine Erkenntnis dieser Untersuchung besteht darin, dass es schwierig ist, die Wirksamkeit der EU-Politik 
zur Terrorismusbekämpfung zu evaluieren. Die Bewertung, ob mit dieser Politik das/die Ziel(e) erreicht 
wird/werden, hat sich als eine beträchtliche Herausforderung erwiesen, da keine ausreichenden Daten 
vorhanden sind und viele der Instrumente dieser Politik derzeit überarbeitet werden. Ganz zu schweigen von 
der Schwierigkeit der Bewertung bestimmter Unterbereiche, die einem komplexen Rechtsrahmen unterliegen, 
bei dem es Überschneidungen mit den auf nationaler und internationaler Ebene angenommenen Regelungen 
gibt. Vor diesem Hintergrund lässt sich daher schwer bestimmen, ob die Wirksamkeit einer Maßnahme allein 
der EU-Intervention zugeschrieben werden kann. Auch aufgrund der Tendenz, Mehrzweck-Instrumente zu 
entwickeln, weil ein Zusammenhang zwischen dem Terrorismus und allgemeineren Problemen, z. B. der 
Migration, festgestellt wurde, fällt es schwer, die Wirksamkeit der Instrumente (z. B. der Interoperabilität der 

                                                             
3 Zusammenfassung des Abschlussberichts, SECILE (Securing Europe through Counter-Terrorism – Impact, Legitimacy and 
Effectiveness), siehe https://cordis.europa.eu/project/id/313195/reporting/fr (Zugriff am 30. Januar 2022).   
4 Wensink, W., et al.: The European Union’s Policy on Counter-Terrorism. Relevance, Coherence and Effectiveness. Studie für den LIBE-
Ausschuss des Europäischen Parlaments, Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten, PE 583.124, 2017.  

https://cordis.europa.eu/project/id/313195/reporting/fr
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EU-Informationssysteme) zu bewerten, da sie nicht allein vor dem Hintergrund des Ziels der 
Prävention/Bekämpfung des Terrorismus betrachtet werden können. Ferner wurde festgestellt, dass es in 
bestimmten, zu dieser Politik gehörenden Unterbereichen keine geeigneten Indikatoren gibt, um die 
Wirksamkeit des politischen Handelns zu bewerten, während die Bewertung anderer Instrumente nicht 
ausreichend faktengestützt ist.  

Trotz dieser Schwierigkeiten wird mit einigen Erkenntnissen aus dieser Studie dazu beigetragen, die 
Überlegungen über die Herausforderungen der EU-Politik zur Terrorismusbekämpfung im Hinblick auf die 
Auswirkungen und die Wirksamkeit zu fördern. Bedenken hinsichtlich der Auswirkungen der EU-Politik zur 
Terrorismusbekämpfung auf die Grundrechte werden zwar schon seit Langem geäußert, sind aber gleichwohl 
nach wie vor relevant, vielleicht sogar mehr denn je. Da der Kampf der EU gegen den Terrorismus allmählich 
auf neue Bereiche und Probleme ausgedehnt wurde, hat sich auch der Umfang der potenziell 
betroffenen Freiheiten erweitert. Eines der symbolträchtigsten Beispiele dafür ist der Schwerpunkt auf der 
Bekämpfung von terroristischen/extremistischen Inhalten (auch durch zunehmende Beteiligung privater 
Akteure an der Regulierung der Online-Kommunikation), der auf EU-Ebene eine immer größere Bedeutung 
zukommt, durch die gleichzeitig aber neue Bedenken hinsichtlich des Schutzes des Rechts auf freie 
Meinungsäußerung ausgelöst werden. Auch, was den Datenschutz betrifft, nehmen die Bedenken zu, da für 
Fälle der Terrorismusbekämpfung die Mechanismen des Informationsaustauschs mit den EU-Agenturen 
gestärkt und Verfahren zur Erfassung/Aufbewahrung riesiger Datenbestände eingeführt wurden, die sich für 
Strafverfolger und Geheimdienste als besonders nützlich erweisen, vor allem zum Zweck der Erkennung 
terroristischer Bedrohungen.  

Ein weiteres übergreifendes Problem, das bei dieser Untersuchung erkannt wurde, betrifft die Kohärenz des 
EU-Handelns bei der Bekämpfung des Terrorismus. In dieser Studie wurde festgestellt, dass bei der EU-
Politik zur Terrorismusbekämpfung weiterhin erhebliche Herausforderungen im Hinblick auf die 
Kohärenz bestehen, und zwar aufgrund der allmählichen Ausweitung ihrer Prioritäten und der 
ausufernden Beteiligung von Akteuren. In manchen Fällen wird dies an Überschneidungen der Aufgaben 
der zahlreichen Akteure, die an der Entwicklung und Umsetzung dieses Politikbereichs beteiligt sind, erkennbar 
(z. B. wenn von mehreren Einrichtungen gleichzeitig strategische Leitlinien ausgegeben werden, die nicht 
optimal aufeinander abgestimmt sind). In anderen Fällen hat der multidisziplinäre Ansatz, der für die 
Bekämpfung des komplexen und facettenreichen Phänomens des Terrorismus befürwortet wird, 
Überschneidungen und/oder Inkonsistenzen zwischen den verschiedenen, im Rahmen dieser Politik 
geförderten Zielen zur Folge, wie etwa im Fall des Ziels der Terrorismusprävention, das sowohl in den Pfeiler 
„Prävention“ als auch in den Pfeiler „Verfolgung“ der EU-Strategie zur Terrorismusbekämpfung eingebunden 
ist, allerdings unter Anwendung unterschiedlicher Mittel, die manchmal im Widerspruch zueinander stehen. 
Was den letzten Fall betrifft, so sollten die Auswirkungen der geringen Kompetenz der EU in bestimmten 
Fragen in Verbindung mit der Prävention nicht unterschätzt werden, da dadurch diese Inkonsistenzen 
wahrscheinlich verschärft werden. Wie an späterer Stelle in der Studie gezeigt wird, treten auch in Verbindung 
mit bestimmten Rechtsetzungsakten, die nicht klar genug formuliert sind, Kohärenzprobleme auf (z. B. 
zwischen dem Vorschlag zur Überarbeitung der Europol-Verordnung und der neuen Verordnung zur 
Bekämpfung der Verbreitung terroristischer Online-Inhalte).  

Neben diesen wichtigen Erkenntnissen gibt es noch eine Reihe weiterer, die in dieser Studie hervorgehoben 
wurden, um die operativen Anforderungen der Akteure auf nationaler und europäischer Ebene besser zu 
erfassen – z. B. angemessene Mittel- und Personalausstattung, Schulungsmaßnahmen oder die kontinuierliche 
Förderung des Vertrauens zwischen den an der Terrorismusbekämpfung beteiligten Akteuren. 
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